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EINLEITUNG 

Der Bereich „Außenwirtschaft” / Export hat für Deutschland als eine der führen-
den Exportnationen immer eine besondere Rolle gespielt: Deutschen Unter-
nehmen sind darauf angewiesen, in einem möglichst freien Außenhandel agie-
ren zu können. Dabei sind eine Vielzahl von exportkontrollrechtlichen Vorga-
ben zu beachten, denen durch empfindliche Bußgeld- und Strafandrohungen 
Nachdruck verliehen wird. Es bestehen persönliche Haftungsrisiken für die 
(ausfuhrverantwortlichen) Mitglieder der Unternehmensleitung.  

Nach einer längeren Periode der weltweiten Liberalisierung mit dem Abbau von 
Zöllen und nicht-tarifären Handelshemmnissen waren die letzten Jahre durch 
protektionistische Tendenzen geprägt. Zwar zeichnet sich mit der Inauguration 
der Biden-Administration eine gewisse Entspannung ab. Gleichwohl sind z.B. 
die im November 2020 von der EU gegen die USA verhängten Strafzölle noch 
in Kraft. In den letzten Jahren ist auch die Anzahl der Embargos und Geneh-
migungspflichten im Export stetig gestiegen. Eine weitere Verkomplizierung 
ergibt sich durch den Vollzug des „Brexit“. 

Die Anforderungen für Unternehmen an die Exportkontrolle steigen vor diesem 
Hintergrund ständig. Diese Checkliste für die Exportkontrolle erläutert nach 
Darstellung der Grundlagen und Notwendigkeit der innerbetrieblichen Export-
kontrolle die Pflichten des für den Export verantwortlichen Mitglieds der Ge-
schäftsleitung (Ausfuhrverantwortlichen). Die Rahmenbedingungen für eine 
wirksame Exportkontrollorganisation werden dargestellt. 
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GRUNDLAGEN DER  
EXPORTKONTROLLE  

In Deutschland gilt gemäß § 1 des 
Außenwirtschaftsgesetzes („AWG“) 
für den Außenwirtschaftsverkehr der 
Grundsatz des freien Warenver-
kehrs. Um vor allem die Wahrung 
höherrangiger Schutzgüter gewähr-
leisten zu können, gibt es zu dem 
Grundsatz des freien Warenverkehrs 
Beschränkungen gemäß § 4 AWG.  

Die Kontrollmechanismen des Au-
ßenwirtschaftsrechts sind in gewis-
sem Umfang durch internationale 
Übereinkommen (insb. die sog. Ex-
portkontrollregime zur Kontrolle von 
Gütern, die zur Herstellung von ato-
maren, biologischen oder chemi-
schen Waffen, Trägerraketen und 
konventionellen Waffen und Rüs-
tungsgütern verwendet werden kön-
nen) vorgegeben. Daher ist das Ex-
portkontrollrecht auf europäischer 
Ebene in vielen Bereichen einheitlich 
geregelt. Zudem ist die Europäische 
Union bekanntermaßen ein einheitli-
ches Zollgebiet. Rechtliche Grund-
lage des europäischen Zollrechts ist 
der sogenannte Zollkodex der EU - 
Unionszollkodex („UZK“). Wichtigs-
tes Regelwerk in Bezug auf die Ex-
portkontrolle ist aber die sog. Dual-
Use-Verordnung (Verordnung (EG) 
Nr. 428/2009) des Rates vom 
05.05.2009 über eine Gemein-
schaftsregelung für die Kontrolle der 
Ausfuhr, der Verbringung, der Ver-
mittlung und der Durchfuhr von Gü-
tern mit doppeltem Verwendungs-
zweck („Dual-Use-VO“), die in allen 
Mitgliedstaaten seit dem 27.08.2009 
unmittelbar Anwendung findet. Zum 
15.12.2020 wurden die Anhänge zur 
Dual-Use-VO ersetzt und darin ent-
haltenen Listen kontrollierter Güter 
aktualisiert.  

Nach vierjährigen Verhandlungen 
haben sich Kommission, EU-Rat und 
Europäisches Parlament im Novem-
ber 2020 über die Neufassung der 
Dual-Use-VO geeinigt. Die novel-
lierte Verordnung wird voraussicht-
lich im dritten Quartal 2021 in Kraft 
treten und die Dual-Use-VO erset-
zen. Schwerpunkt der Reform ist die 
Nachbesserung der Exportkontrolle 

im Bereich der digitalen Technolo-
gien. Künftig gelten für die Ausfuhr 
bestimmter Abhör- und Überwa-
chungstechnik strengere Kontrollvor-
schriften. Mit der Einführung einer 
sog. „Catch-All-Klausel“ werden 
Überwachungstechnologien geneh-
migungspflichtig, die im Zusammen-
hang mit interner Repression und/o-
der der Begehung schwerer Verlet-
zungen der internationalen Men-
schenrechte eingesetzt werden kön-
nen.  

Neben der Überarbeitung grundle-
gender Definitionen zielt die Neufas-
sung auf eine weitere Harmonisie-
rung des EU-weiten Kontrollsystems 
durch die Einrichtung eines gemein-
samen Ausfuhrkontrollnetzes ab. 
Besondere Praxisrelevanz dürfte zu-
dem den beiden weiteren Allgemei-
nen Ausfuhrgenehmigungen für den 
unternehmensinternen Technologie-
Transfer und für   kryptografische 
Güter/Verschlüsselungstechnolo-
gien zukommen. Auch für Ausfuhren 
zum Zweck eines bestimmten Groß-
projekts (large scale projects) sieht 
die Neufassung ein besonderes Ge-
nehmigungsverfahren vor. Die refor-
mierte Dual-Use-VO sieht künftig 
eine flexiblere Anpassung der An-
hänge vor, indem die Kompetenz zur 
Überarbeitung der Listen auf die EU-
Kommission übertragen wird. 

Begriff Exportkontrolle 

Unter dem Begriff Exportkon-
trolle versteht man, dass die Lie-
ferung von verschiedenen Gütern 
in andere Länder genehmigungs-
pflichtig sein kann. In besonderen 
Ausnahmefällen kann die Liefe-
rung der Güter auch verboten wer-
den. Dies gilt vor allem für Liefe-
rungen in Länder, bei denen ein 
staatliches Verbot besteht, Handel 
zu betreiben (Embargo). Für die 
Wahrung höherrangiger Schutz-
güter können somit bestimmte 
Handlungspflichten auferlegt wer-
den. 

Darüber hinaus gibt es für spezielle 
Bereiche weitere europarechtliche 
Ausfuhrbeschränkungen wie z.B.: 

 Verordnung (EU) Nr. 2019/125 
des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 16.01.2019 
über den Handel mit bestimmten 
Gütern, die zur Vollstreckung der 
Todesstrafe, zu Folter oder zu an-
derer grausamer, unmenschli-
cher oder erniedrigender Be-
handlung oder Strafe verwendet 
werden könnten („Anti-Folter-
VO 2019”), welche die bisherige 
VO (EG) Nr. 1236/2005 nebst al-
len Änderungs- und Durchfüh-
rungsverordnungen ersetzt; 

 Verordnung (EG) Nr. 116/2005 
des Rates vom 18.12.2008 über 
die Ausfuhr von Kulturgütern 
(„Kulturgüter-VO”); 

 Dazu kommt noch die sog. Richt-
linie 2009/43/EG des Europäi-
schen Parlaments und des Rates 
vom 06.05.2009 zur Vereinfa-
chung der Bedingungen für die in-
nergemeinschaftliche Verbrin-
gung von Verteidigungsgütern 
(„Verteidigungsgüterrichtli-
nie”). Ziel dieser Richtlinie ist die 
Vereinfachung der Genehmi-
gungsverfahren für Rüstungsgü-
ter des Teils I Abschnitt A der 
Ausfuhrliste innerhalb der EU. Da 
eine Richtlinie im Gegensatz zu 
einer Verordnung nicht unmittel-
bar gilt, muss sie innerhalb einer 
bestimmten Frist in nationales 
Recht umgesetzt werden. Dies 
geschah mit dem vom deutschen 
Gesetzgeber am 27.07.2011 ver-
abschiedeten Gesetz zur Umset-
zung der Richtlinie 2009/43/EG 
des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 06.05.2009 
zur Vereinfachung der Bedingun-
gen für die innergemeinschaftli-
che Verbringung von Verteidi-
gungsgütern (BGBl. 2011 I 1595), 
womit unter anderem das AWG 
und die Außenwirtschaftsverord-
nung („AWV“) entsprechend an-
gepasst wurden. 

Eine vollständige Harmonisierung 
der Exportkontrolle scheiterte bisher 
an den Vorbehalten der einzelnen 
Mitgliedstaaten. Daher werden die 
europarechtlichen Regelungen wei-
terhin durch nationales Recht er-
gänzt, in Deutschland insbes. durch 
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das AWG und die AWV, beide zuletzt 
dieses Jahr verschärft. 

ALLGEMEINE FRAGEN ZUR 
EXPORTKONTROLLE 

Um die Exportkontrolle im Unterneh-
men sinnvoll aufbauen zu können, 
müssen sich Unternehmen zunächst 
die folgenden in diesem Zusammen-
hang grundlegenden Fragen stellen.  

Was wird geliefert? 

Es existieren umfangreiche Listen, in 
denen Güter aufgeführt sind, die au-
ßenwirtschaftsrechtlichen Beschrän-
kungen unterliegen. Von besonderer 
Bedeutung ist dabei die in Anhang I 
der Dual-Use-VO enthaltene Liste 
von Gütern mit doppeltem Verwen-
dungszweck (Dual-Use-Gütern). 
Hierunter versteht man Güter, ein-
schließlich Datenverarbeitungspro-
grammen und Technologie, die so-
wohl für zivile als auch für militäri-
sche Zwecke verwendet werden 
können, Art. 2 Nr. 1 VO (EG) 
428/2009. In Deutschland existiert 
ferner die Ausfuhrliste (AusfuhrL), 
die Rüstungsgüter und einige zu-
sätzliche Dual-Use-Güter aufzählt. 
Weitere Listen sind bspw. im 
KrWaffG enthalten. 

Rechtsfolge der Nennung von be-
stimmten Gütern in einer Liste ist re-
gelmäßig eine Genehmigungs-
pflicht, z.B. gemäß Art. 3 Abs. 1 VO 
(EG) 428/2009 oder § 8 AWV. 

Checkliste für Exportkontrolle 

Wenn Sie bzw. das Unternehmen, 
für das Sie tätig sind, Güter in 
Drittländer oder EU-Mitgliedstaa-
ten liefern möchte, müssen Sie 
beachten 

 was Sie liefern 

 an wen Sie liefern 

 in welches Land Sie liefern 

 und welchem Zweck das Gut 
zugeführt werden soll. 

In welches Land wird geliefert?  

Bei Geschäften mit Embargoländern 
ist besonders sorgfältig zu prüfen, ob 
die geplante Handlung und/oder das 

zugrundeliegende Rechtsgeschäft 
von den Beschränkungen (Totalem-
bargo, Teilembargo oder Waffen-
embargo) betroffen sind. 

Bei einer geplanten Lieferung von 
nicht gelisteten Gütern an einen mili-
tärischen Empfänger in ein Land, ge-
gen das ein Waffenembargo ver-
hängt wurde, sollte die Genehmi-
gungspflicht gemäß der sog. „Catch-
All-Klausel“ geprüft und notfalls mit 
dem Bundesamt für Wirtschaft und 
Ausfuhrkontrolle („BAFA“) abge-
stimmt werden. Dies gilt unabhängig 
davon, ob die Ware in Rüstungsgü-
ter einfließt oder nicht (siehe Art. 4 
Abs. 4 VO (EG) 428/2009). 

An wen wird die Ware geliefert? 

Im Rahmen der Exportkontrolle 
muss geprüft werden, ob Geschäfts-
partner möglicherweise in einer sog. 
Sanktionsliste erfasst sind. Zusätz-
lich zu länderbezogenen Embargos 
gibt es Sicherheitsmaßnahmen, die 
personenbezogen bzw. auf Unter-
nehmen und Organisationen ausge-
richtet sind.  

Zusätzlich zu den Antiterror-Verord-
nungen der EU ist es ratsam auch 
die US-amerikanischen Listen zu 
prüfen, da ein Verstoß schwerwie-
gende Konsequenzen, nämlich ein 
US-Handelsverbot, bis zu zehn Jah-
ren Freiheitsentzug und Geldstrafen 
nach sich ziehen kann. 

Für welche Zwecke soll die Liefe-
rung verwendet werden? 

Beschränkungen können ausnahms-
weise auch für nicht gelistete Güter 
bestehen, nämlich dann, wenn der 
Ausführer entweder vom BAFA da-
von unterrichtet wurde oder positive 
Kenntnis davon hat, dass die Güter 
für bestimmte geächtete Verwen-
dungszwecke bestimmt sind. Zu die-
sen Verwendungszwecken gehören: 

 die Verwendung bei der Herstel-
lung von Massenvernichtungs-
waffen oder Trägersystemen für 
solche Waffen (Art. 4 Abs. 1 VO 
(EG) 428/2009), 

 die militärische Verwendung in 
einem Staat, gegen den ein Waf-
fenembargo besteht (Art. 4 Abs. 
2 VO (EG) 428/2009), 

 die Verwendung in illegal ausge-
führten Militärgütern (Art. 4 Abs. 
3 VO (EG) 428/2009),  

 sowie die Verwendung in einer 
kerntechnischen Anlage in Alge-
rien, Irak, Iran, Israel, Jordanien, 
Libyen, Nordkorea, Pakistan o-
der Syrien (§ 9 AWV). 

Rechtsfolge bei einer Unterrichtung 
durch das BAFA von einer mögli-
chen geächteten Verwendung ist 
eine Genehmigungspflicht. Bei posi-
tiver Kenntnis des Ausführers von ei-
ner geplanten Verwendung zu einem 
der oben genannten Zwecke besteht 
eine Verpflichtung zur Unterrichtung 
des BAFA. Das BAFA entscheidet 
dann über das Bestehen einer Ge-
nehmigungspflicht (und gegebenen-
falls gleichzeitig über die Erteilung 
einer Genehmigung). Positive 
Kenntnis von einem der oben ge-
nannten Verwendungszwecke liegt 
bei grober Fahrlässigkeit zwar 
grundsätzlich nicht vor und der Aus-
führer ist nicht zu Nachforschungen 
verpflichtet. Der Exporteur darf die 
Augen jedoch nicht bewusst vor ein-
deutigen Hinweisen verschließen. 

INTERNES PROGRAMM 
ZUR EXPORTKONTROLLE – 
INTERNAL COMPLIANCE 
PROGRAMM (ICP) 

Insbesondere in großen Unterneh-
men mit internationalem Waren- und 
Dienstleistungsverkehr sollte die Ex-
portkontrolle in die allgemeine Com-
pliance-Organisation eingebunden 
werden. Eine Verpflichtung zur fir-
meninternen Exportkontrolle besteht 
grundsätzlich nicht. Jedoch emp-
fiehlt sich zur Vermeidung von straf- 
und bußgeldrechtlichen sowie zivil-
rechtlichen Haftungsrisiken und um 
negative Folgen für handelnde Mitar-
beiter zu verhindern, der Aufbau ei-
nes innerbetrieblichen Exportkon-
trollsystems (ICP). Ein strukturierter 
und organisierter Ablauf ist für den 
Erfolg unabdingbar. In einem ersten 
Schritt sollte das Unternehmen kom-
petente Mitarbeiter im Bereich der 
Exportkontrolle einstellen und kon-
krete Verantwortlichkeiten festlegen. 
Zudem sollte ein Exportbeauftragter 
ernannt werden, der als zentraler 
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Ansprechpartner sowohl intern als 
auch für den Zoll und BAFA fungiert. 
Eine regelmäßige Schulung von Mit-
arbeitern ist für den Erfolg entschei-
dend. Nur so sind Mitarbeiter in der 
Lage, die Einhaltung von gesetzli-
chen Vorschriften sicherzustellen. 
Verantwortliche sollten eine klare Or-
ganisation im Unternehmen schaf-
fen. Technische, personelle und or-
ganisatorische Maßnahmen können 
bei der Exportkontrolle unterstützen 
und den internen Ablauf vereinfa-
chen. Die wichtigste Aufgabe ist die 
regelmäßige Überwachungs- und 
Kontrollpflicht. Prozesse sollten do-
kumentiert und stets ausgebessert 
und angepasst werden. 

Die Praxis hat gezeigt, dass die un-
ternehmensinterne Exportkontrolle 
zwingend auf der Ebene der Unter-
nehmensleitung angesiedelt sein 
muss, um tatsächlich die umfas-
sende Einhaltung der Exportvor-
schriften gegenüber anderen be-
triebswirtschaftlichen Interessen ge-
währleisten zu können und ein Ab-
schieben der Verantwortung auf 
nachrangige Mitarbeiter zu verhin-
dern. Daher ist in der „Bekanntma-
chung zu den Grundsätzen der Bun-
desregierung zur Prüfung der Zuver-
lässigkeit von Exporteuren von 
Kriegswaffen und rüstungsrelevan-
ten Gütern” vom 27.07.2015 unter 
Ziff. 1 festgeschrieben, dass Aus-
fuhrgenehmigungen nur dann erteilt 
werden dürfen, wenn je nach 
Rechtsform des Antragstellers ein 
für die Durchführung der Ausfuhr 
verantwortliches Mitglied des Vor-
stands, ein Geschäftsführer oder ein 
vertretungsberechtigter Gesellschaf-
ter als Ausfuhrverantwortlicher ge-
genüber der Genehmigungsbehörde 
– d.h. in Deutschland dem BAFA – 
benannt wird. 

Die Exportkontrolle sollte so früh wie 
möglich in die Unternehmensabläufe 
integriert werden. So sind beispiels-
weise listengebundene Genehmi-
gungspflichten von bestimmten Leis-
tungsparametern der ausgeführten 
Produkte abhängig. Dies kann gege-
benenfalls bei der Produktplanung in 
der Weise berücksichtigt werden, 
dass Produkte hergestellt werden, 

die zwar für die meisten zivilen Kun-
den uneingeschränkt nutzbar sind, 
die nach ihrem Leistungsvermögen 
aber dennoch knapp unterhalb der 
Grenze der Genehmigungsbedürftig-
keit angesiedelt sind. Der Grundsatz, 
dass die Exportkontrolle so früh wie 
möglich in die Abläufe integriert wer-
den sollte, gilt auch i.R.d. Ver-
tragsanbahnung, insb. beim erstma-
ligen Kontakt mit einem Kunden. Nur 
auf diese Weise lässt sich sicherstel-
len, dass im Hinblick auf die verwen-
dungsbezogenen Ausfuhrbeschrän-
kungen verdächtige Umstände ge-
zielt registriert und so viele Informa-
tionen wie möglich über den Bestel-
ler gesammelt werden („know your 
customer”). 

US-RE- 
EXPORTKONTROLLE 

Eine zusätzliche Kontrolle des aus-
zuführenden Guts muss von den 
Verantwortlichen vorgenommen 
werden, wenn es sich um ein US-Gut 
handelt. Damit dieses Kriterium er-
füllt ist, muss es sich nicht um ein in 
den USA produziertes Produkt han-
deln. Entsprechend der De-minimis 
Regelung ist es ausreichend, wenn 
das Produkt zu 25 % aus US-Be-
standteilen produziert worden ist. In 
diesem Fall handelt es sich um ein 
“US-Produkt”. Für einige Länder 
(derzeit Iran, Sudan, Syrien, Nordko-
rea und Kuba) liegt diese De-mini-
mis-Schwelle sogar bei 10 % der 
Produktbestandteile aus den USA.  

Darüber hinaus gibt es weitere Fälle, 
in denen eine Compliance mit dem 
US-amerikanischen Exportkontroll-
recht ratsam für Unternehmen ist:  

 Re-Export von US-Waren  

 bei gesellschaftlicher Ver-bun-
denheit mit US-Firmen (Mutter-
/Tochtergesellschaften) 

 Export von Waren, bei denen 
Vormaterialien mit amerikani-
schem Ursprung eingesetzt wer-
den 

Diese Prüfung fällt auch in Fällen an, 
in denen nicht aus den USA expor-
tiert wird (extraterritoriale Wir-
kung), also bspw. Wenn ein U.S.-

Gut aus Deutschland heraus expor-
tiert wird. 

RECHTSFOLGEN BEI VER-
STÖßEN 

Die Spanne von rechtlichen und fi-
nanziellen Konsequenzen im Be-
reich Exportkontrolle ist breit und 
reicht von zivilrechtlichen (z.B. Ver-
tragsstrafen) bis hin zu strafrecht-
lichen Konsequenzen. Besonders 
gravierend ist die mögliche straf-
rechtliche Verfolgung der Verant-
wortlichen. So wird nach § 17 
Abs. 1 AWG, § 18 Abs. 1 AWG mit 
Freiheitsstrafe bis zu zehn Jahren 
bestraft, wer gegen wirtschaftliche 
Sanktionsmaßnahmen verstößt (Bei-
spiele: Verstoß gegen Waffenem-
bargo, Verstoß gegen Ausfuhr-, Ein-
fuhr- oder Verbringungsverbote oder 
gegen Genehmigungspflichten). Bei 
Verstößen gegen Ausfuhrbeschrän-
kungen (Ausfuhr von Gütern, Vor-
nahme von Handels- und Vermitt-
lungsgeschäften oder Erbringung 
von technischer Unterstützung) be-
trägt die Strafandrohung des § 18 
Abs. 2 AWG Freiheitsstrafe bis zu 
fünf Jahren oder Geldstrafe bei le-
diglich fahrlässigem Verstoß. Han-
delt es sich sogar um eine gewerbs-
mäßige Begehung, ist nach § 17 
Abs. 3 AWG bzw. § 18 Abs. 8 AWG 
eine Freiheitsstrafe nicht unter zwei 
Jahren vorgesehen, so dass eine 
Strafaussetzung zur Bewährung re-
gelmäßig nicht mehr möglich ist. Es 
besteht daher für Unternehmen stets 
ein hohes Risiko, dass Staatsanwalt-
schaft und Gericht einen besonders 
schweren Verstoß gegen das Au-
ßenwirtschaftsrecht bejahen und da-
mit die Beantragung bzw. Verhän-
gung einer Geldstrafe anstelle einer 
Freiheitsstrafe ausgeschlossen ist. 

Außerhalb des strafrechtlichen Be-
reichs drohen zudem Bußgelder ge-
mäß § 19 AWG bis zu EUR 500.000 
oder gemäß § 130 OWiG bis zu 
EUR 1.000.000 bei strafbarem Han-
deln von Mitarbeitern infolge unzu-
reichender Beaufsichtigung. Diese 
Geldbußen können auch gegen das 
Unternehmen selbst verhängt wer-
den, § 30 OWiG. 
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Zu den möglichen Rechtsfolgen ei-
nes Verstoßes gegen das US-Reex-
portrecht gehört unter anderem ein 
Eintrag auf der Denied Persons List 
(sog. „Schwarze Liste”), der für eine 
befristete (wenige Jahre bis hin zu 
über 50 Jahren) oder unbefristete 
Dauer ein Verbot für US-Unterneh-
men bedeutet, mit dem gelisteten 
Unternehmen weiterhin Geschäfte 
jeglicher Art abzuschließen. Es sind 
aber auch das Einfrieren von Vermö-
gen in den USA, Verwaltungssankti-
onen und hohe Geldstrafen für Un-
ternehmen und Einzelpersonen so-
wie bei schweren Verstößen langjäh-
rige Haftstrafen (bis zu 20 Jahre) ge-
gen die Geschäftsführung möglich. 
Diese würden vollstreckt, sobald die 
betroffenen Personen amerikani-
schen Boden betreten 

Noch schwerer als diese materiellen 
Einbußen dürfte allerdings in vielen 
Fällen der Imageschaden wiegen, 
den die Berichterstattung über einen 
Exportverstoß in den Medien verur-
sachen kann. Angesichts dieser Ri-
siken kann die Bedeutung einer 
funktionierenden unternehmensin-
ternen Exportkontrolle gar nicht hoch 
genug eingeschätzt werden.  

STRAF- UND ANTIDUM-
PINGZÖLLE 

Staaten wollen u.a. durch die Ver-
hängung von sog. Strafzöllen die 
heimische Industrie besserstellen. In 
jüngster Zeit initiierten insbesondere 
die USA, China und die EU verschie-
dene, protektionistische Maßnah-
men, es entbrannte ein Zollstreit.  

Im Zollstreit geht es vor allem um so-
genannte Straf-, Ausgleichs- und An-
tidumpingzölle. So kann beispiels-
weise die EU unter bestimmten Vo-
raussetzungen zum Schutz gegen 
als unfair erachtete Handelsprakti-
ken bei Einfuhren aus nicht zur EU 
gehörenden Staaten „Strafzölle“ er-
lassen. Werden Zölle zum Schutz 
gegen gedumpte Waren erlassen, 
spricht man von „Antidumping-Zöl-
len“. Strafzölle zum Schutz gegen 
die Einfuhr subventionierter Waren 
heißen „Ausgleichszölle“. 

 

Seit 18. Oktober 2019 erheben die 
USA Strafzölle wegen des Airbus-
Streits in Höhe von 10% und 25% auf 
eine Vielzahl von Waren mit EU-Ur-
sprung. Betroffen sind neben Flug-
zeugen eine Vielzahl von Lebensmit-
teln wie Käse, Joghurt, Kaffee, Oli-
ven und Schweinefleischprodukte 
aber auch bestimmte Handwerk-
zeuge, Induktionsöfen und Bagger. 
Seit 18. März 2020 sind Änderungen 
bei diesen Strafzöllen in Kraft getre-
ten. Die Strafzölle auf Flugzeuge 
werden von 10 auf 15 Prozent er-
höht. 

Wegen unerlaubter Subventionen für 
den Flugzeugbauer Boeing darf die 
EU nach Entscheidung der WTO nun 
Strafzölle auf US-Waren als Scha-
densausgleich in Höhe von EUR vier 
Milliarden erheben. Das heißt die EU 
erhebt Strafzölle in Höhe von 15% 
und 25% auf eine Reihe von Waren 
mit US-Ursprung. Die Strafzölle in 
Höhe von 15% fallen auf Hubschrau-
ber und Flugzeuge. Die Strafzölle in 
Höhe von 25% fallen unter anderem 
auf diverse landwirtschaftliche Er-
zeugnisse, Chemikalien, Lederwa-
ren und Maschinen. Die Zölle fallen 
zusätzlich zu den normalen Dritt-
landszöllen an. Die Einzelheiten sind 
in der Durchführungsverordnung 
(EU) 2020/1646 enthalten. 

ÄNDERUNGEN DURCH 
BREXIT 

Seitdem das Vereinigte Königreich 
(„VK“) nach dem Brexit nicht mehr 
zur EU zählt, hat sich für deutsche 
Unternehmen der Kreis der zu prü-
fenden Regelungen erweitert. Das 
betrifft vor allem die Exportkontrolle, 
denn hier gelten umfassende euro-
päische Vorschriften, die die Ausfuhr 
in Drittländer regeln. Anstelle der re-
lativ seltenen Verbringungsgenehmi-
gungen werden dadurch häufiger 
Ausfuhrgenehmigungen erforderlich. 

Zur Kompensation der neuen Ge-
nehmigungspflichten hat der Rat der 
EU das VK in die Liste der begüns-
tigten Drittstaaten mit geringem Ri-
siko aufgenommen, die von den all-
gemeinen Ausfuhrgenehmigungen 
der EU betroffen sind (Allgemeine 
Ausfuhrgenehmigung Nr. EU001). 

Zu beachten ist, dass die AGG Nr. 
EU001 nicht für Exporte von Gütern, 
die in Anhang IIg gelistet sind, gilt. 

Überdies hat das BAFA die Allge-
meine Genehmigung Nr. 15 (Brexit) 
– für die Ausfuhr bestimmter Güter 
mit doppeltem Verwendungszweck 
nach dem Austritt des Vereinigten 
Königreichs Großbritannien und 
Nordirland aus der Europäischen 
Union vom 20.11.2020 („AGG 
Nr. 15“) bekanntgegeben. 

Ziel der AGG Nr. 15 ist es, betroffe-
nen Wirtschaftsbeteiligten zu ermög-
lichen, für einen bestimmten Über-
gangszeitraum die bereits vor dem 
31.12.2020 geschlossenen Verträge 
weiterhin ohne Lieferunterbrechun-
gen oder -verzögerungen erfüllen zu 
können.  

Das BAFA hat zu dem Thema 
„Brexit“ auf seiner Internetseite eine 
eigene Rubrik eingerichtet. Hier wer-
den die exportkontrollrechtlichen 
Folgen des Brexit thematisiert sowie 
weiterführende Links zur Verfügung 
gestellt. 

Weiterhin sind auch für den Rüs-
tungsbereich kompensierende Ver-
fahrenserleichterungen beabsichtigt. 

Auch die britische Regierung hat 
durch das Department for Internatio-
nal Trade einen Leitfaden entwickelt, 
wie mit ausfuhrgenehmigungspflich-
ten Gütern umzugehen ist und die-
sen auf seiner Internetseite veröf-
fentlicht. 
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